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Gesetzlicher Mindestlohn für Bereit-

schaftszeiten 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 29. 

Juni 2016 – 5 AZR 716/15 

 

Der gesetzliche Mindestlohn ist für 

jede geleistete Arbeitsstunde zu zah-

len. Zur vergütungspflichtigen Arbeit 

rechnen auch Bereitschaftszeiten, 

während derer sich der Arbeitnehmer 

an einem vom Arbeitgeber bestimm-

ten Ort - innerhalb oder außerhalb 

des Betriebs - bereithalten muss, um 

bei Bedarf die Arbeit aufzunehmen. 

 

Die Entscheidung 

Der Kläger ist als Rettungsassistent im 

Rahmen einer Vier-Tage-Woche in 

Zwölfstundenschichten durchschnittlich 

48 Stunden wöchentlich beschäftigt. Es 

fallen regelmäßig Bereitschaftszeiten 

an. Das Bruttomonatsgehalt des Klägers 

beläuft sich auf 2.680,31 Euro nebst 

Zulagen. Der Kläger hat geltend ge-

macht, die Beklagte vergüte Bereit-

schaftszeit nicht mit dem gesetzlichen  

 

Mindestlohn. Durch das Inkrafttreten 

des Mindestlohngesetzes sei die ar-

beitsvertraglich einbezogene tarifliche 

Vergütungsregelung unwirksam gewor-

den. Deshalb stehe ihm die übliche Ver-

gütung von 15,81 Euro brutto je Arbeits-

stunde zu.  

 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abge-

wiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung des Klägers zurückgewie-

sen. Der Fünfte Senat des Bundesar-

beitsgerichts hat die Revision des Klä-

gers zurückgewiesen. Dem Kläger steht 

für seine im Januar und Februar 2015 

geleisteten Bereitschaftszeiten keine 

weitere Vergütung zu. Zwar ist Bereit-

schaftszeit mit dem gesetzlichen Min-

destlohn zu vergüten, der Anspruch des 

Klägers hierauf ist aber erfüllt. Bei ma-

ximal 228 Arbeitsstunden, die der Klä-

ger mit Vollarbeit und Bereitschaftszei-

ten in einem Monat tatsächlich leisten 

kann, erreicht die gezahlte Monatsver-

gütung den gesetzlichen Mindestlohn 

(228 Stunden zu 8,50 Euro = 1.938,00 
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Euro brutto monatlich) nicht nur, son-

dern übersteigt ihn. Ein Anspruch auf 

weitere Vergütung nach § 612 Abs. 2 

BGB besteht nicht. Die arbeitsvertrag-

lich einbezogene tarifliche Vergütungs-

regelung ist nicht wegen des Inkrafttre-

tens des Mindestlohngesetzes unwirk-

sam geworden. 

Quelle: "Pressemitteilung Nr. 33/16 des 

Bundesarbeitsgerichts“ 
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Rechtsfolge verdeckter Arbeitneh-

merüberlassung 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12. Juli 

2016 – 9 AZR 352/15 

 

Besitzt ein Arbeitgeber die nach § 1 

Abs. 1 Satz 1 AÜG erforderliche Er-

laubnis, als Verleiher Dritten (Entlei-

hern) Arbeitnehmer (Leiharbeitneh-

mer) im Rahmen seiner wirtschaftli-

chen Tätigkeit zu überlassen, kommt 

zwischen einem Leiharbeitnehmer 

und einem Entleiher nach geltendem 

Recht auch dann kein Arbeitsverhält-

nis zustande, wenn der Einsatz des 

Leiharbeitnehmers nicht als Arbeit-

nehmerüberlassung, sondern als 

Werkvertrag bezeichnet worden ist 

(verdeckte Arbeitnehmerüberlas-

sung). 

 

Die Entscheidung 

Die Klägerin ist technische Zeichnerin. 

Sie war bei der Beklagten, einem Auto- 

 

mobilunternehmen, seit dem Jahr 2004 

bis zum 31. Dezember 2013 tätig. 

Grundlage ihrer Tätigkeit waren zwi-

schen der Beklagten und der Vertrags-

arbeitgeberin der Klägerin als Werkver-

träge bezeichnete Vereinbarungen. Die 

Vertragsarbeitgeberin verfügte über die 

Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeit-

nehmerüberlassung. Die Klägerin hat 

gemeint, ihre Vertragsarbeitgeberin und 

die Beklagte hätten nur Scheinwerkver-

träge geschlossen, um die Arbeitneh-

merüberlassung zu verdecken. Die Be-

klagte könne sich deshalb nicht auf die 

erteilte Erlaubnis zur Arbeitnehmerüber-

lassung berufen. 

 

Die Vorinstanzen haben die Klage ab-

gewiesen, mit der die Klägerin vor allem 

festgestellt haben wollte, dass zwischen 

ihr und der Beklagten ein Arbeitsver-

hältnis besteht. Die Revision der Kläge-

rin hatte vor dem Neunten Senat des 

Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. 
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Zwischen der Beklagten und der Kläge-

rin ist auch dann kein Arbeitsverhältnis 

zustande gekommen, wenn die Klägerin 

auf der Grundlage eines Scheinwerkver-

trags als Leiharbeitnehmerin der Be-

klagten zur Arbeitsleistung überlassen 

worden wäre. Maßgeblich ist, dass die 

Vertragsarbeitgeberin der Klägerin die 

Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeit-

nehmerüberlassung hatte. § 10 Abs. 1 

Satz 1 AÜG fingiert i.V.m. § 9 Nr. 1 AÜG 

das Zustandekommen eines Arbeitsver-

hältnisses ausschließlich bei fehlender 

Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis des 

Verleihers. Für eine analoge Anwen-

dung dieser Vorschrift bei verdeckter 

Arbeitnehmerüberlassung fehlt es an 

einer planwidrigen Regelungslücke. Der 

Gesetzgeber hat für eine solche nicht 

offene Arbeitnehmerüberlassung be-

wusst nicht die Rechtsfolge der Begrün-

dung eines Arbeitsverhältnisses mit dem 

Entleiher angeordnet. 

Quelle: "Pressemitteilung Nr. 35/16 des 

Bundesarbeitsgerichts“ 
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Einsicht in die Personalakten unter 

Hinzuziehung eines Rechtsanwalts 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12. Juli 

2016 – 9 AZR 791/14 

 

Der Arbeitnehmer hat das Recht, in 

die über ihn geführten Personalakten 

Einsicht zu nehmen und hierzu ein 

Mitglied des Betriebsrats hinzuzuzie-

hen (§ 83 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 

BetrVG). Die Regelung begründet 

damit keinen Anspruch des Arbeit-

nehmers auf Einsichtnahme unter 

Hinzuziehung eines Rechtsanwalts. 

Ein solcher Anspruch des Arbeit-

nehmers folgt jedenfalls dann weder 

 

aus der Rücksichtspflicht des Arbeit-

gebers (§ 241 Abs. 2 BGB) noch aus 

dem Grundrecht auf informationelle 

Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 

i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG), wenn der Ar-

beitgeber dem Arbeitnehmer erlaubt, 

für sich Kopien von den Schriftstü-

cken in seinen Personalakten zu fer-

tigen. In diesem Fall ist dem einem 

Beseitigungs- oder Korrekturan-

spruch vorgelagerten Transparenz-

schutz genügt, dem das Einsichts-

recht des Arbeitnehmers in die Per-

sonalakten dient. 
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Die Entscheidung 

Der Kläger ist nach einem Betriebs-

übergang bei der Beklagten als Lagerist 

beschäftigt. Die bisherige Arbeitgeberin 

des Klägers hatte diesem eine Ermah-

nung erteilt und seinen Antrag, unter 

Hinzuziehung einer Rechtsanwältin Ein-

sicht in seine Personalakten zu nehmen, 

unter Hinweis auf ihr Hausrecht abge-

lehnt. Allerdings hatte sie dem Kläger 

gestattet, Kopien von den Schriftstücken 

in seinen Personalakten zu fertigen. Der 

Kläger hat gerichtlich beantragt, unter 

Hinzuziehung seiner Rechtsanwältin 

Einsicht in seine Personalakten nehmen 

zu können. 

 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abge-

wiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung des Klägers zurückgewie-

sen und angenommen, das Einsichts-

recht des Arbeitnehmers in seine Per-

sonalakten sei in § 83 BetrVG aus-

schließlich und abschließend geregelt. 

Die Revision des Klägers hatte vor dem 

Neunten Senat des Bundesarbeitsge-

richts keinen Erfolg. Die bisherige Ar-

beitgeberin hat dem Kläger gestattet, für 

sich Kopien der in seinen Personalakten 

befindlichen Dokumente anzufertigen. 

An diese Erlaubnis ist die Beklagte ge-

bunden (§ 613a Abs. 1 Satz 1 BGB). 

Der Kläger hat damit ausreichend Gele-

genheit, anhand der gefertigten Kopien 

den Inhalt der Personalakten mit seiner 

Rechtsanwältin zu erörtern. 

Quelle: "Pressemitteilung Nr. 36/16 des 

Bundesarbeitsgerichts“ 
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